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Sehr geehrte Damen und Herren,

wir wünschen Ihnen und Ihren Familien zunächst ein frohes Neues und vor allen 
Dingen gesundes Jahr 2021. 

Das Jahr 2020 war durch die immer noch andauernde COVID-19 Pandemie über-
schattet, so dass viele andere Themen in den Hintergrund getreten sind. Es bleibt  
jedoch zu hoffen, dass in 2021 die COVID-19 Pandemie im Frühjahr/Sommer abklingt 
und wir alle zu einer vielleicht dann „veränderten Normalität“ zurückkehren können. 

In dieser ersten Ausgabe finden Sie u. a. die gesetzlichen Änderungen zu den Themen 
Kindergeld, Wiedereinführung der degressiven Abschreibung, Home-Office und Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags. 

Wir möchten Sie jedoch ebenfalls auf den nachfolgenden Praxisfall aufmerksam  
machen, der insbesondere für familiengeführte Personengesellschaftsgruppen/
Konzerne von Relevanz ist: 

Ausgangsfall ist eine Personengesellschaft (z. B. GmbH & Co. KG), die in der Gruppe 
bzw. dem Konzern als geschäftsleitende Holding fungiert und weitere Tochtergesell-
schaften in der Rechtsform der Kapitalgesellschaft hält. 

Viele der familiengeführten Unternehmen haben bereits Anteile an diesen „Holdings“ 
schenkweise auf ihre Kinder übertragen. Nun kommt es jedoch häufig vor, dass die 
Kinder wegen eines Studiums oder aus familiären Gründen in das Ausland ziehen. 
Auch dies ist grundsätzlich aus steuerlicher Sicht unproblematisch. 

Die Betriebsprüfung zweifelt nun jedoch in der Praxis oftmals die Geschäftsleitungs-
funktion der Holding an. Ist diese dann nicht gegeben, so führt der Wegzug der Kin-
der zu einer anteiligen sogenannten steuerauslösenden „Entstrickung“ der Tochter-
kapitalgesellschaftsanteile. Hintergrund hierfür ist, dass die Holding in diesem Fall 
dann wegen der fehlenden Geschäftsleitungsfunktion nicht mehr als Betriebsstätte 
qualifiziert. Auch Organschaften können hierbei gefährdet werden. 

Die Betriebsprüfung geht hierbei durch Anleitung der Oberbehörden (Oberfinanz-
direktionen/Landesämter) sehr systematisch mit Hilfe von Fragebögen vor. Als Be-
troffener sollte man sich somit durch eine ausreichende Dokumentation der Ge-
schäftsleitungsfunktion auf diese Prüfungen vorbereiten.

Gerne unterstützen wir Sie bei der Analyse der eigenen Betroffenheit und stehen 
Ihnen beratend zur Seite. Sprechen Sie uns an!

Mit freundlichen Grüßen

Johannes Quast Rolf Groß
Geschäftsführender Gesellschafter Geschäftsführender Gesellschafter 
bei DORNBACH bei DORNBACH
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Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch
  
  Überweisung 5 Scheck 6

 10.02.20212 15.02.2021 10.02.2021

 10.02.2021 15.02.2021 10.02.2021

 10.02.2021 15.02.2021 10.02.2021

 10.02.20214 15.02.2021 10.02.2021

 15.02.20214 18.02.2021 12.02.2021

 Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer 
 erfolgten Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen.

 24.02.2021 entfällt entfällt

  Termine Februar 2021 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialabgaben fällig werden:

1Für den abgelaufenen Monat.

4Für den abgelaufenen Monat, bei Dauer- 
fristverlängerung für den vorletzten Monat, 
bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-
längerung für das abgelaufene Kalender-
vierteljahr.

5Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohn- 
steueranmeldungen müssen grundsätzlich 
bis zum 10. des dem Anmeldungszeitraum 
folgenden Monats (auf elektronischem 
Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist 
der nächste Werktag der Stichtag. Bei 
einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 

Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung 
auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt.

6Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, 
dass die Zahlung erst drei Tage nach Ein- 
gang des Schecks beim Finanzamt als er- 
folgt gilt. Es sollte stattdessen eine Ein- 
zugsermächtigung erteilt werden.

7Die Sozialversicherungsbeiträge sind ein- 
heitlich am drittletzten Bankarbeitstag des 
laufenden Monats fällig. Um Säumniszu-
schläge zu vermeiden, empfiehlt sich das 

Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkas-
sen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für 
die Beitragsnachweise. Diese müssen der 
jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
22.02.2021, 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind 
ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchfüh-
rung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an 
den Beauftragten übermittelt werden. Dies 
gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf 
einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt.

Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag

Einkommensteuer,
Kirchensteuer,
Solidaritätszuschlag

Körperschaftsteuer,
Solidaritätszuschlag

Umsatzsteuer

Gewerbesteuer

Kapitalertragssteuer,
Solidaritätszuschlag

Sozialversicherung 7
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  Umsatzsteuersätze ab 2021  

Die eingeführte Senkung der Umsatzsteuer-
sätze ab dem 01.07.2020 ist befristet bis 
zum 31.12.2020. Infolgedessen erhöhen 
sich die Umsatzsteuersätze ab dem 
01.01.2021 wieder von 16 % auf 19 % 
sowie von 5 % auf 7 %.

Beispiel: Zu einer im 2. Halbjahr 2020 
gestellten Anzahlungsrechnung mit 16 % 
gesondert ausgewiesener Umsatzsteuer, 
wird die Leistung erst im Jahr 2021 erbracht.

Lösung: Da der Leistungszeitpunkt im Jahr 
2021 liegt, gilt der Steuersatz von 19 %. Für 
die Anzahlung ist nachträglich die Diffe- 
renz von drei Prozentpunkten im Voranmel-
dungszeitraum der Leistungserbringung 
abzuführen.

Eine Besonderheit ergibt sich bei Gastro-
nomieumsätzen. Dort werden die Umsatz-
steuersätze im Jahr 2021 zweimal geän-
dert:

Gilt für die Abgabe von Speisen im Zeit- 
raum vom 01.01.2021 bis 30.06.2021 noch 
der ermäßigte Steuersatz von 7 %, ist ab 
dem 01.07.2021 für diese Umsätze wieder 
der Steuersatz von 19 % anzuwenden.

  Zweites Familienentlastungs-   
  gesetz und Vereinfachung bei   
  Kindergeldanträgen  

Am 27.11.2020 hat der Bundesrat dem 
Zweiten Familienentlastungsgesetz zu- 
gestimmt. Nach Unterzeichnung durch den 
Bundespräsidenten wurde das Gesetz im 
Bundesgesetzblatt veröffentlicht und kann 
dann am 01.01.2021 und hinsichtlich der 
für 2022 vorgesehenen Änderungen ein 
Jahr später in Kraft treten.

Wesentlicher Inhalt des Gesetzes:

• Das Kindergeld wird ab dem 01.01.2021 
um 15 Euro pro Kind und Monat erhöht. 
Es beträgt damit für das erste und zweite 
Kind jeweils 219 Euro, für das dritte Kind 
225 Euro und für jedes weitere Kind 
jeweils 250 Euro pro Monat.

• Der steuerliche Kinderfreibetrag steigt 
ab dem 01.01.2021 entsprechend von 
5.172 Euro um 288 Euro auf 5.460 Euro.

• Der Freibetrag für den Betreuungs-, 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf 
eines Kindes wird ab dem 01.01.2021 
um 288 Euro auf 2.928 Euro erhöht.

• Der Kinderfreibetrag und der Freibetrag 
für den Betreuungs-, Erziehungs- oder 
Ausbildungsbedarf eines Kindes steigt 
auf insgesamt 4.194 Euro für jeden 
Elternteil, also 8.388 Euro bei der 
Zusammenveranlagung von Verheirate-
ten oder Lebenspartnerschaften (2020: 
7.812 Euro).

• Außerdem stellt das Gesetz mit der 
Anhebung des Grundfreibetrags sicher, 
dass das Existenzminimum der Steuer-
pflichtigen ab dem Veranlagungszeit-
raum 2021 steuerfrei bleibt: 

- 2021 steigt der Betrag auf 9.744 Euro,
- 2022 weiter auf 9.984 Euro.

• Der Höchstbetrag für den Abzug von 
Unterhaltsleistungen nach dem Ein- 
kommenssteuergesetz wird ab 2021 
ebenfalls angehoben.

• Zum Ausgleich der sog. kalten Progres- 
sion wird der Bundestag zudem die 
Eckwerte des Einkommensteuertarifs 
anpassen.

• Darüber hinaus werden auf Basis der 
bisherigen Praxiserfahrungen Aktualisie-
rungen zum automatisierten Kirchen-
steuereinbehalt bei Kapitalerträgen 
vorgenommen.

Ebenfalls am 27.11.2020 hat der Bundesrat 
den Weg für Verbesserungen bei Anträgen 
auf Familienleistungen freigemacht und 
einem Gesetz zur Digitalisierung entspre-
chender Verwaltungsverfahren zugestimmt. 
Das Gesetz wurde vom Bundespräsidenten 
unterzeichnet und am 09.12.2020 im 
Bundesgesetzblatt verkündet. In Kraft trat 
es zu großen Teilen am Folgetag. Im Übri- 
gen tritt es am 01.01.2022 in Kraft.

Ziel ist es, Eltern in der Phase rund um  
die Geburt eines Kindes von Bürokratie zu 
entlasten. Dabei geht es zunächst vor 
allem um das Elterngeld, das Kindergeld 
und die Namensbestimmung. 

Das Gesetz ermöglicht es, die wichtigsten 
Leistungen bei der Geburt eines Kindes zu 
bündeln, sodass die Daten nicht mehrfach 
eingegeben werden müssen und Behörden-
gänge wegfallen. Auf Wunsch der Eltern 
können erforderliche Daten zwischen den 
Behörden übermittelt werden – z. B. Ein- 
kommensnachweise für den Elterngeldan-
trag. So soll die Rentenversicherung im 
Auftrag der Elterngeldstellen die Entgelt-
daten bei den Arbeitgebern abfragen 
können. Die Bürger können dabei selbst 
entscheiden, ob sie solche Angebote 
nutzen wollen.

  Kassenführung  

Unternehmer, die elektronische Registrier-
kassen bzw. PC-Kassen verwenden, wurden 
mit Wirkung zum 01.01.2020 zur Verwen-
dung einer sog. Zertifizierten technischen 
Sicherheitseinrichtung (TSE) verpflichtet.

Diese Frist wurde vom Bundesfinanzminis-
terium bis zum 30.09.2020 verlängert. Die 
Bundesländer beanstanden es bis zum 
31.03.2021 nicht, wenn keine TSE verwen-
det wird. Voraussetzung ist, dass eine Be- 
stellung der TSE erfolgt ist oder die Anschaf-
fung einer cloudbasierten Sicherheitsein-
richtung geplant, diese aber nachweislich 
noch nicht verfügbar ist.

• Es bedarf keines besonderen Antrags.  
Es genügt auf Nachfrage des Finanzamts 
die Vorlage des Bestellnachweises für 
die Sicherheitseinrichtung.

• Die Anschaffungskosten für das TSE 
stellen lt. Bundesfinanzministerium sofort 
abzugsfähige Betriebsausgaben dar.

  Degressive Abschreibung  

Die zu erwartenden wirtschaftlichen Folgen 
durch die Corona-Krise haben den Gesetz-
geber veranlasst, die Abschreibungen für 
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bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens zu verbessern. Zu diesem Zweck 
wurde die degressive Abschreibung wieder 
eingeführt. Damit ist es möglich, die in 
den Jahren 2020 und 2021 angeschafften 
oder hergestellten Vermögensgegenstände 
mit bis zu dem Zweieinhalbfachen der 
linearen Abschreibung auf Anschaffungs- 
oder Herstellungskosten im Erstjahr bzw. 
des Restbuchwerts in den Folgejahren, 
jedoch maximal 25 %, abzuschreiben.

  Entfernungspauschale  

Für Fahrten zwischen Wohnung und erster 
Tätigkeitsstätte können Arbeitnehmer eine 
Entfernungspauschale von 0,30 Euro pro 
Entfernungskilometer als Werbungskosten 
geltend machen. Ab dem 01.01.2021 wird 
die Entfernungspauschale ab dem 21. 
Kilometer auf 0,35 Euro erhöht.

Beispiel: Bei einer Entfernung von 30 km 
errechnet sich die Entfernungspauschale 
auf 9,50 Euro (20 km x 0,30 Euro + 10 km x 
0,35 Euro) statt bislang 9 Euro (30 km x 
0,30 Euro).

  Häusliches Arbeitszimmer und   
  sog. Home-Office  

Ein häusliches Arbeitszimmer kann bis zur 
Höhe von 1.250 Euro steuerlich als Wer- 
bungskosten berücksichtigt werden, wenn 
für die betriebliche Tätigkeit kein anderer 
Arbeitsplatz zur Verfügung steht. Die Kosten 
sind sogar unbeschränkt absetzbar, wenn 
das Arbeitszimmer ausnahmsweise den 
Mittelpunkt der gesamten betrieblichen 
und beruflichen Betätigung bildet. 

Für die Veranlagungszeiträume 2020 und 
2021 wird eine Home-Office-Pauschale von 
5 Euro pro Tag, höchstens 600 Euro im Jahr, 
eingeführt. Steuerpflichtige können einen 
pauschalen Betrag von 5 Euro für jeden 
Kalendertag abziehen, an dem die gesamte 
betriebliche oder berufliche Tätigkeit aus- 
schließlich in der häuslichen Wohnung 
ausgeübt wurde. Die Pauschale zählt aller- 
dings zu den Werbungskosten, für die allen 
Steuerzahlern pauschal ohnehin 1.000 Euro 
angerechnet werden.

  Verbilligte Vermietung  

Die Nutzungsüberlassung einer Wohnung 
ist in einen entgeltlichen und einen unent- 
geltlichen Teil aufzuteilen, wenn bei Über- 
lassung einer Wohnung zu Wohnzwecken 
das Entgelt weniger als bisher 66 % der 
ortsüblichen Marktmiete beträgt. Liegt 
folglich die Miete unter 66 %, werden die 
Werbungskosten nur anteilig anerkannt, 
und zwar nur die, die auf den entgeltlichen 
Teil der Vermietung entfallen. Die ortsüb-
liche Miete setzt sich zusammen aus der 
Kaltmiete zzgl. den umlagefähigen Betriebs-
kosten. Diese Vorschrift greift nicht nur bei 
der Vermietung an Angehörige, sondern 
auch bei der Vermietung an Fremde.

Ab 2021 wird die bislang gültige 66 %- 
Grenze auf 50 % gesenkt!

  Rückführung des Solidaritäts-   
  zuschlags 1995  

Der Solidaritätszuschlag wird für einen 
Großteil der Steuerpflichtigen abgeschafft. 
Das entsprechende Gesetz wurde bereits 
2019 beschlossen. Die Freigrenze bei der 
Einzel- und Zusammenveranlagung wird 
angehoben. Diese beträgt bei der Einzel- 
veranlagung künftig 16.956 Euro statt 972 
Euro, bei der Zusammenveranlagung 
33.912 Euro statt 1.944 Euro.

  Kurzarbeitergeld und   
  Corona-Bonus  

Zuschüsse der Arbeitgeber zum Kurzarbei-
tergeld und zum Saison-Kurzarbeitergeld 
werden künftig bis 80 % des Unterschieds-
betrages zwischen dem Soll-Entgelt und 
dem Ist-Entgelt bis Ende 2021 steuerfrei 
gestellt.

Sonderleistungen der Arbeitgeber bis zu 
1.500 Euro bleiben befristet bis zum 
30.06.2021 steuerfrei. Voraussetzung ist, 
dass die Zahlung zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn erfolgt. Neben 
Zuschüssen können auch steuerfreie Sach- 
bezüge geleistet werden. Die Verlängerung 
verschafft den Arbeitgebern deutlich mehr 
Zeit für eine steuerbegünstigte Abwick-

lung. Sie führt jedoch ausdrücklich nicht 
dazu, dass im ersten Halbjahr 2021 noch- 
mals 1.500 Euro gezahlt werden können, 
wenn bereits 2020 eine Auszahlung 
erfolgte.

  Stärkung für das Ehrenamt  

Die Übungsleiterpauschale wird von 2.400 
Euro auf 3.000 Euro angehoben. Die Ehren-
amtspauschale wird von 720 Euro auf 840 
Euro erhöht. Bis zu einem Betrag von 300 
Euro ist ein vereinfachter Spendennach-
weis möglich.

  Freigrenze für Sachbezüge und   
  Entlastungsbetrag für Allein-   
  erziehende  

Die monatliche Freigrenze für Sachbezüge 
wird im Jahressteuergesetz von aktuell  
44 Euro auf 50 Euro angehoben. Die Neu- 
regelung tritt jedoch erst mit Wirkung zum 
01.01.2022 in Kraft.

Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende 
wurde bereits begrenzt auf die Kalender-
jahre 2020 und 2021 auf 4.008 Euro ange- 
hoben. Mit dem Jahressteuergesetz wird 
diese Anhebung nun entfristet und bleibt 
Alleinerziehenden auch ab dem Veranla-
gungszeitraum 2022 erhalten.

  Handwerker-Rechnung steuerlich   
  geltend machen – Arbeiten zum   
  Jahreswechsel nutzen  

Wer zu Hause Handwerker beschäftigt, 
kann die Ausgaben steuermindernd 
geltend machen. Absetzbar sind 20 % der 
Arbeitskosten. Maximal kann damit die 
Steuerlast jedoch nur um 1.200 Euro 
gesenkt werden, denn die Handwerkerkos-
ten sind bei 6.000 Euro pro Jahr begrenzt. 
Vor dem Jahreswechsel kann man dabei 
einen Gestaltungsspielraum nutzen.

Berücksichtigt wird der Steuerabzug 
grundsätzlich in dem Jahr, in dem die 
Rechnung bezahlt wird. Das heißt: Wer in 
diesem Jahr die Grenze von 6.000 Euro 
bereits voll ausgeschöpft hat, kann die 
Kosten auch verteilen. So kann zum 
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Beispiel mit dem Handwerker vereinbart 
werden, dass die nächste Rechnung erst 
im Januar 2021 bezahlt wird. Bei größeren 
Arbeiten ist es ggf. möglich, im alten Jahr 
eine Abschlagszahlung zu leisten und den 
Rest erst im kommenden Jahr zu zahlen. 
Schließlich steht dann wieder ein unver- 
brauchter Abzugsbetrag von 6.000 Euro 
zur Verfügung. Bei umfangreicheren Arbei- 
ten, die um den Jahreswechsel ausgeführt 
werden, bietet sich so die Chance, die 
Abzugsbeträge für zwei Jahre auszunutzen.
Voraussetzung für die Anerkennung ist 
eine ordnungsgemäße Rechnung, die nicht 
bar bezahlt wurde. Absetzbar sind zudem 
nur die Kosten für die Arbeitsstunden, 
Anfahrtskosten und Gerätemaschinenstun-
den. Materialkosten sind nicht abzugsfähig.

  Keine Steuerermäßigung für   
  Reinigung einer öffentlichen   
  Straße und für in Werkstatt des   
  Handwerkers erbrachte Arbeiten  

Die spätere Klägerin hatte die Ermäßigung 
der tariflichen Einkommensteuer bei Auf- 
wendungen für die Straßenreinigung als 
haushaltsnahe Dienstleistungen sowie für 
Tischlerarbeiten als Handwerkerleistungen 
beantragt. Die Straßenreinigung wurde von 
der Kommune als öffentliche Aufgabe für 
die Anlieger durchgeführt. Die Anlieger 
hatten diese Kosten anteilig zu tragen. Die 
Tischlerarbeiten umfassten die Reparatur 
eines Hoftores, welches ausgebaut, in der 
Tischlerwerkstatt in Stand gesetzt und 
anschließend wieder auf dem Grundstück 
der Klägerin eingebaut worden war.

Der Bundesfinanzhof hat die ablehnende 
Rechtsauffassung des Finanzamts bestä-
tigt. Die Tarifermäßigung für haushaltsna-
he Dienstleistungen und ebenso für Hand- 
werkerleistungen setze voraus, dass diese 
im Haushalt des Steuerpflichtigen ausge- 
übt oder erbracht werden. Das sei hier 
nicht der Fall.

  Frist zur Abgabe von Steuer-   
  erklärungen für 2019 verlängert  

Die Abgabefrist für das Kalenderjahr 2019 
für durch Steuerberater erstellte Steuerer-

klärungen wird bis zum 31.03.2021 verlän- 
gert. Das teilte das Bundesfinanzministeri-
um am 04.12.2020 vor dem Hintergrund 
der Corona-Krise mit. Am 17.12.2020 hat 
sich die Große Koalition darüber hinaus 
kurzfristig auf eine umfassendere Fristver- 
längerung geeinigt, die bis 31.08.2021 
reichen soll.

Zudem werden den Angaben zufolge auch 
Stundungsmöglichkeiten verlängert. Steuer-
pflichtige, die durch die Corona-Krise un- 
mittelbar und nicht unerheblich negativ 
wirtschaftlich betroffen sind, können bis 
zum 31.03.2021 einen Antrag auf Stundung 
stellen. Die Stundungen laufen dann längs-
tens bis zum 30.06.2021. Damit würden 
bis Ende Dezember 2020 befristete Rege- 
lungen verlängert. 

  Auch bei Online-Weihnachtsfeier   
  Steuerregeln beachten  

Auch wenn eine Firma für die Mitarbeiter 
eine Weihnachtsfeier virtuell ausrichtet, 
gelten steuerliche Voraussetzungen. Andern-
falls fällt für die Arbeitnehmer Lohnsteuer 
an. Online-Weihnachtsfeiern können 
durchaus aufwändig ausgestaltet sein, 
vom Essens-und Getränkepaket, das Mit- 
arbeitern nach Hause geliefert wird, über 
virtuelle Cocktailmix- oder Kochkurse bis 
hin zum gemeinsamen Onlinespiel, gibt es 
zahlreiche Angebote.

Grundsätzlich bleiben Zuwendungen des 
Arbeitgebers im Rahmen einer Betriebs-
feier bis zu einem Betrag von 110 Euro je 
Mitarbeiter steuerfrei. Wenn die Feier 
teurer wird, sind für den Teil, der die 
110-Euro-Grenze übersteigt, Lohnsteuer 
und Sozialversicherungsbeiträge beim 
Mitarbeiter abzurechnen. Denn dann gilt 
die Weihnachtsfeier als sog. geldwerter 
Vorteil.

Alternativ kann der Arbeitgeber den höhe- 
ren Aufwand pauschal versteuern. Soll 
dies vermieden werden, sollten bereits bei 
der Planung der Feier die Kosten pro Mit- 
arbeiter im Auge behalten werden. Dabei 
sind auch Geschenke, die die Mitarbeiter 
im Rahmen der Weihnachtsfeier erhalten, 

in den Freibetrag von 110 Euro einzurech-
nen. An der Feier müssen alle Arbeitneh-
mer der Firma oder Abteilung teilnehmen 
dürfen und prinzipiell sind nicht mehr als 
zwei Veranstaltungen im Jahr steuerfrei. 
Diese Regel gilt auch in der Corona-Krise, 
d. h., die Weihnachtsfeier kann nicht 
einfach ins kommende Jahr verschoben 
und dann 2021 dreimal gefeiert werden. 
Wenn der Arbeitgeber öfter als zweimal im 
Jahr Feiern veranstaltet, sind die weiteren 
Feste prinzipiell – ohne Freibetrag – voll 
steuerpflichtig.

  Eingescannte Rechnungskopien   
  ausreichend für fristgerechte   
  Vorlage der Rechnungsbelege  

Die Beteiligten stritten sich um die Berech- 
tigung des Klägers, Vorsteuervergütung zu 
erhalten bzw. ob die Einreichung einge-
scannter Rechnungskopien statt einge-
scannter Originalrechnungen den Anforde- 
rungen und damit für eine fristgerechte 
Vorlage der Rechnungsbelege genügen.

Das Finanzgericht Köln gab der Klage statt. 
Die Einreichung von eingescannten Rech- 
nungskopien in elektronischer Form genüge 
den Erfordernissen an eine ordnungsge-
mäße Beantragung der Vorsteuervergü-
tung. Soweit das deutsche Recht verlangt, 
dass für eine ordnungsgemäße Antragstel-
lung die Originalrechnungen eingescannt 
und auf elektronischem Weg dem Antrag 
beigefügt werden müssen, verstoße diese 
Regelung gegen die unionsrechtlichen 
Vorgaben und müsse einschränkend aus- 
gelegt werden. Im Übrigen sei die Einrei- 
chung eines Scans des Originals einer 
Rechnung auch nicht erforderlich, um 
Missbräuche durch mehrfache Geltendma-
chung von Vorsteuerbeträgen zu vermeiden.

  Vergütung von   
  Leiharbeitnehmern  

Zur Klärung von Fragen im Zusammenhang 
mit der Abweichung vom Grundsatz der 
Gleichstellung von Leiharbeitnehmern und 
Stammarbeitnehmern durch Tarifvertrag 
hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsge-
richts ein Vorabentscheidungsersuchen an 
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den Gerichtshof der Europäischen Union 
gerichtet.

Die Klägerin, Mitglied der Vereinten Dienst- 
leistungsgewerkschaft (ver.di), war von 
April 2016 bis April 2017 aufgrund eines 
befristeten Arbeitsvertrags bei der Beklag-
ten, die gewerblich Arbeitnehmerüberlas-
sung betreibt, als Leiharbeitnehmerin 
beschäftigt. Sie war einem Unternehmen 
des Einzelhandels für dessen Ausliefe-
rungslager als Kommissioniererin überlas-
sen. Für ihre Tätigkeit erhielt die Klägerin 
zuletzt einen Stundenlohn von 9,23 Euro 
brutto.

Der Interessenverband Deutscher Zeitar- 
beitsunternehmen (iGZ e.V.), dessen Mit- 
glied die Beklagte ist, hat mit mehreren 
Gewerkschaften des DGB – darunter ver.di 
– Mantel-, Entgeltrahmen- und Entgelttarif-
verträge geschlossen, die eine Abweichung 
von dem in § 8 Abs. 1 AÜG verankerten 
Grundsatz der Gleichstellung vorsehen, 
insbesondere auch eine geringere Vergü- 
tung als diejenige, die Stammarbeitneh-
mer im Entleihbetrieb erhalten.

Die Klägerin meint, diese Tarifverträge seien 
mit Unionsrecht (Art. 5 Abs. 1 und Abs. 3 
der Richtlinie 2008/104/EG) nicht verein- 
bar. Mit ihrer Klage hat sie für den Zeit- 
raum Januar bis April 2017 Differenzvergü-
tung unter dem Gesichtspunkt des Equal 
Pay verlangt und vorgetragen, vergleichba-
re Stammarbeitnehmer bei der Entleiherin 
würden nach dem Lohntarifvertrag für die 
gewerblichen Arbeitnehmer im Einzelhan-
del in Bayern vergütet und hätten im Streit- 
zeitraum einen Stundenlohn von 13,64 Euro 
brutto erhalten. Die Beklagte ist dagegen 
der Auffassung, aufgrund der beiderseiti-
gen Tarifgebundenheit schulde sie nur die 
für Leiharbeitnehmer vorgesehene tarif- 
liche Vergütung, Unionsrecht sei nicht 
verletzt.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewie-
sen, das Landesarbeitsgericht die Beru- 
fung der Klägerin zurückgewiesen. Mit der 
vom Landesarbeitsgericht zugelassenen 
Revision verfolgt die Klägerin ihre Klage 
weiter.

Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 2008/104/EG 
sieht vor, dass die wesentlichen Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen der 
Leiharbeitnehmer während der Dauer ihrer 
Überlassung an ein entleihendes Unter-
nehmen mindestens denjenigen entspre-
chen müssen, die für sie gelten würden, 
wenn sie von dem entleihenden Unterneh-
men unmittelbar für den gleichen Arbeits-
platz eingestellt worden wären (Grundsatz 
der Gleichbehandlung). Allerdings gestat- 
tet Art. 5 Abs. 3 der genannten Richtlinie den 
Mitgliedstaaten, den Sozialpartnern die 
Möglichkeit einzuräumen, Tarifverträge zu 
schließen, die unter Achtung des Gesamt- 
schutzes von Leiharbeitnehmern beim 
Arbeitsentgelt und den sonstigen Arbeits- 
und Beschäftigungsbedingungen vom 
Grundsatz der Gleichbehandlung abwei-
chen. Eine Definition des „Gesamtschut-
zes“ enthält die Richtlinie nicht, sein 
Inhalt und die Voraussetzungen für seine 
„Achtung“ sind im Schrifttum umstritten. 
Zur Klärung der im Zusammenhang mit der 
von Art. 5 Abs. 3 der Richtlinie 2008/104/
EG verlangten Achtung des Gesamtschut-
zes von Leiharbeitnehmern aufgeworfenen 
Fragen hat der Senat entsprechend seiner 
Verpflichtung aus Art. 267 AEUV den Ge- 
richtshof der Europäischen Union um eine 
Vorabentscheidung ersucht.

  Bundeskabinett beschließt   
  Gesetz für faire Verbraucher-   
  verträge  

Das Bundeskabinett hat am 16.12.2020 
den von der Bundesministerin der Justiz 
und für Verbraucherschutz vorgelegten 
Entwurf eines Gesetzes für faire Verbrau-
cherverträge beschlossen.

Mit dem Gesetz für faire Verbraucherverträ-
ge soll die Position der Verbraucherinnen 
und Verbraucher gegenüber den Unterneh-
mern verbessert werden. Sowohl der 
Vertragsschluss als auch die Vertragsbe-
dingungen sollen faireren Voraussetzun-
gen unterliegen.

Der Regierungsentwurf sieht u. a. folgen-
den Maßnahmen vor:

•  Bedingungen für die Wirksamkeit 
längerer Vertragslaufzeiten:

  Die Wirksamkeit einer Vereinbarung in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
(AGB) über eine bindende Vertragslauf-
zeit von über einem Jahr bis zu zwei 
Jahren wird an zusätzliche Bedingun-
gen geknüpft. Eine solche Vertragslauf-
zeitvereinbarung von über einem Jahr 
soll zukünftig nur wirksam sein, wenn 
dem Verbraucher auch ein Angebot 
über die gleiche Leistung mit einer 
Laufzeit von einem Jahr und zu einem 
Preis gemacht wird, welcher den Preis 
für den Vertrag mit der längeren Lauf- 
zeit nicht um mehr als 25 Prozent im 
Monatsdurchschnitt übersteigt.

•  Bedingungen für die Wirksamkeit auto- 
matischer Vertragsverlängerungen:

  Verträge können automatisch über drei 
Monaten bis zu einem Jahr nur verlän-
gert werden, wenn das Unternehmen 
den Kunden rechtzeitig auf seine Kündi-
gungsmöglichkeit hinweist. Diese 
Regelungen zu Vertragslaufzeit und 
Verlängerungen werden ergänzt durch 
eine verkürzte Kündigungsfrist von 
einem Monat.

•  Textformerfordernis für Energie- 
lieferverträge:

  Für Strom- und Gaslieferverträge soll 
– unabhängig von den genutzten 
Vertriebskanälen – im Haushaltskun-
denbereich außerhalb der Grundversor-
gung ein Textformerfordernis einge-
führt werden, d. h. Verbraucherinnen 
und Verbraucher müssen ihre Vertrags-
erklärung für einen Vertrags- oder 
Lieferantenwechsel in Textform, z. B. 
per E-Mail, abgegeben, damit der Ver- 
trag wirksam zustande kommt. Damit 
werden strengere Anforderungen an 
das Zustandekommen von Energielie-
ferverträgen (Strom- und Gaslieferver-
träge) außerhalb der Grundversorgung 
gestellt, Verbraucher besser vor einem 
telefonisch aufgedrängten Lieferanten- 
oder Vertragswechsel geschützt und 
ihre Position im Streitfall gestärkt.



DORNBACH GMBH Seite 7

IMPRESSUM 

Herausgeber:
DORNBACH GMBH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Steuerberatungsgesellschaft
Anton-Jordan-Straße 1
56070 Koblenz

Verantwortlich für den Inhalt:
Dipl.-Betriebswirt Rolf Groß  
Wirtschaftsprüfer / Steuerberater
Fachberater für Internationales 
Steuerrecht

Die in dieser Mandantenzeitung 
gegebenen Informationen können 
die zugrunde liegenden Sachver-
halte oftmals nur verkürzt wieder-
geben. Wir bitten Sie daher, vor 
Entscheidungen auf der Grund lage 
dieser Informationen, diesbezüg-
lich mit uns Kontakt aufzunehmen.

•  Dokumentationspflichten für  
Telefonwerbung:

  Unternehmer werden verpflichtet, 
Einwilligungen der Verbraucherinnen 
und Verbraucher in Telefonwerbung zu 
dokumentieren und aufzubewahren. 
Damit soll unerlaubte Telefonwerbung 
stärker bekämpft werden. Die Pflicht 
zur Dokumentation wird es werbenden 
Unternehmen außerdem erleichtern, 
die Wirksamkeit der Einwilligung zu 
prüfen.

•  Unwirksamkeit von Abtretungsverboten 
für Geldforderungen:

  Klauseln in Allgemeinen Geschäftsbe-
dingungen (AGB), die die Abtretung 
von auf Geld gerichteten Ansprüche 
beschränken, sollen künftig unwirksam 
sein. Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die eine gerichtliche Durchset-
zung ihrer Ansprüche scheuen, sollen 
die Möglichkeit haben, ihre Geldforde-
rungen an Dritte zu verkaufen, welche 
die Forderungen einziehen.

Der am 16.12.2020 vom Bundeskabinett 
beschlossene Regierungsentwurf wird nun 
dem Bundesrat zur Stellungnahme zuge- 
leitet und nach einer Gegenäußerung der 
Bundesregierung an den Deutschen Bun- 
destag weitergeleitet und dort beraten.
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  wpg@dornbach.de · www.dornbach.de 

WEITERE INFORMATIONEN

Detaillierte Informationen zum Veranstaltungsort, Ablauf 
und zur Anmeldung finden Sie auf unserer Homepage 
www.dornbach.de unter Events oder Sie wenden sich 
direkt an Frau Lydia Schmidt, PR- und Marketing-Referentin:
Telefon: +49 261 94 31 - 438
Mail:   lschmidt@dornbach.de

STANDORTE

Bad Homburg / FFM · Bergisch Gladbach · Bergisch 
Gladbach / NL von Köln · Berlin · Bonn · Darmstadt · 
Dessau-Roßlau · Flughafen FF / Hahn · Frankfurt am Main · 
Hamburg · Koblenz · Köln · Lutherstadt Wittenberg ·  
Mainz · München · Pforzheim · Pirna · Rinteln · Saar- 
brücken · Solingen · Wetzlar

  Veranstaltungstermine von und mit DORNBACH 

Die Zeichen der Zeit sind digital – wir stellen um!

Liebe Leserinnen und Leser,

wir werden unser monatliches Update ab dem Monat März 2021 von Print auf Digital umstellen und reagieren damit auf die sich 
ändernden Rahmenbedingungen am Markt. Gleichzeitig leisten wir durch die Umstellung einen Beitrag zum Umweltschutz und 
handeln damit nachhaltiger. 

Wenn Sie Mandant bei uns sind, erhalten Sie den Newsletter zukünftig automatisch per Mail. Sollten Sie diesen nicht weiter 
beziehen wollen, können Sie ihn jederzeit über einen bereitgestellten Link im DORNBACH Update abbestellen.

Nichtmandanten können Ihr DORNBACH Update natürlich zukünftig auch weiter beziehen. Dazu gehen Sie bitte auf unsere 
Homepage www.dornbach.de, auf den Menüpunkt Mediathek und melden sich über die dort abgebildete Kachel „DORNBACH 
UPDATE“ online an.

Eine Anmeldung ist ab sofort möglich. Sollten Sie Probleme bei der An- oder Abmeldung haben, können Sie sich gerne jederzeit 
an Frau Lydia Schmidt wenden (lschmidt@dornbach.de). Sie wird Ihnen in jedem Fall weiterhelfen.

Wir freuen uns darauf, Sie auch hier wieder begrüßen zu dürfen!

Die Geschäftsführung von DORNBACH

18.02.2021 · ONLINE SEMINAR
Aktuelle Brennpunkte bei der Umsatzsteuer 2021

Im Bereich Umsatzsteuer bleibt es turbulent: Mit dem Jahreswechsel sind nicht nur die altvertrauten Mehrwertsteuersätze von 19% / 7% 
zurück, sondern 2021 bringt auch eine Vielzahl umsatzsteuerrechtlicher Änderungen – teils zum 01.01. und teils im Laufe des Jahres. Zu-
dem hatte die Finanzverwaltung in den letzten Wochen des alten Jahres noch zahlreiche wichtige BMF-Schreiben zur USt veröffentlicht, 
und darüber hinaus erst am 22.12.2020 auch einen grundlegend novellierten USt-Voranmeldungsvordruck 2021 bekannt gegeben, der 
bereits seit 01.01.2021 gilt und für sog. „Uneinbringlichkeits-Sachverhalte“ ab sofort wichtige zusätzliche Erklärungspflichten einfordert.
Unserer langjährigen Tradition folgend bietet der Referent Jürgen Serafini auch im Frühjahr 2021 wieder einen Kompaktüberblick über ak-
tuelle Brennpunkte bei der Umsatzbesteuerung an.




